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[Ort, Datum]

Antrag auf eine sachkundige Person mit Kostenübernahme

(Hinweis an die MAV: Bitte beachten Sie die Hinweise am Ende des Textes)

Sehr geehrter [Herr Pfarrer ……..],
[der Dienstgeber ist an die MAV herangetreten, um gemäß § 36 Abs. 1 Nr. 1 MAVO mit dieser über den Abschluss einer Dienstvereinbarung zur Dienstplangestaltung, Arbeitszeit und Errichtung von Arbeitszeitkonten (hier den tatsächlichen Regelungsgegenstand eintragen) zu verhandeln. / die MAV möchte von Ihrem Antragsrecht gemäß § 37 Abs. 1 Nr. 1 MAVO Gebrauch machen und mit dem Dienstgeber eine Dienstvereinbarung zur Dienstplangestaltung, Arbeitszeit und Errichtung von Arbeitszeitkonten (hier den tatsächlichen Regelungsgegenstand eintragen) verhandeln und abschließen.] (hier entweder Variante Initiative Dienstgeber oder Variante Initiative MAV verwenden)
Die MAV hat beschlossen, aufgrund der Komplexität dieser Angelegenheit [Name, ggf. Adresse] (hier den beauftragten Rechtsanwalt eintragen) als sachkundige Person gemäß § 17 MAVO hinzuzuziehen. Der Dienstgeber wird gebeten, dieser Hinzuziehung zuzustimmen.

Die Gestaltung einer solchen Dienstvereinbarung erfordert umfassende Kenntnisse des Arbeitsvertragsrechts ABD, des Arbeitszeitrechts sowie der besonderen Regelungen zur Mitbestimmung der MAVO. Hinzu kommt, dass im Kontext der Arbeitszeitgestaltung gesetzliche Regelungen und die aktuelle Rechtsprechung des BAG und des EuGH zu berücksichtigen sind. (hier sollte anhand des Regelungsgegenstandes die Komplexität etwas genauer beschrieben werden. Bei Bedarf hilft hier sicherlich auch der zu beauftragende Rechtsanwalt)

Als Honorar hält die MAV aufgrund des zu erwartenden Beratungsumfangs und nach Rücksprache mit der sachkundigen Person einen Betrag in Höhe von € 250,00 pro Stunde zzgl. der gesetzlichen USt für angemessen (dieser Betrag entspricht der vom KAG Paderborn für angemessen erachteten Vergütung). 

Die von der MAV in Aussicht genommene sachkundige Person ist Fachanwalt für Arbeitsrecht und weist eine besondere Expertise im Bereich des kirchlichen Arbeitsrechts auf. Sie ist seit vielen Jahren in diesem Bereich beratend sowie als Referent für Schulungen von Mitarbeitervertretungen tätig. Darüber hinaus ist die sachkundige Person Autor von Fachbeiträgen im kirchlichen Arbeitsrecht.

Da Schulungen nur einen abstrakten, jedoch keinen konkreten, auf die für unsere Einrichtung abzuschließende Dienstvereinbarung, bezogenen Erkenntniswert haben, gibt es auch keine andere gleich oder besser geeignete Maßnahme als die Beauftragung einer sachkundigen Person, die genauso erfolgreich wäre.

Eine kostengünstigere Beratung durch innerkirchliche berufsständische Organisationen kommt ebenfalls nicht in Betracht. Insbesondere hat die MAV bei dem zuständigen Mitarbeiter der KAB nachgefragt, ob dieser in der Lage wäre die Klägerin zu beraten. Dies wurde eindeutig abgelehnt. Eine Vertretung der MAV durch die KAB ist nicht möglich. (Dies vorab mit der Rechtsstelle der KAB abklären)

Wir bitten Sie, unserem Antrag auf Beiziehung einer sachkundigen Person und entsprechende Kostenübernahme zu entsprechen. Sollten wir bis [Datum] nichts Gegenteiliges von Ihnen hören, gehen wir von Ihrer Zustimmung aus.

Mit freundlichen Grüßen

Es ist in jedem Fall hilfreich, vorab mit dem in Aussicht genommenen Rechtsanwalt zu sprechen. Dieser hilft nach allen Erfahrungen bei einer beabsichtigten Beauftragung sicher auch schon im Vorfeld bei Formulierungsproblemen.

Sollte es zu Diskussionen mit dem Dienstgeber kommen, wenn man einen räumlich etwas weiter entfernt ansässigen Rechtsanwalt beauftragen möchte, da hier evtl. Reisekosten anfallen, und der Dienstgeber auf einen Rechtsanwalt vor Ort verweisen möchte, sollte man in jedem Fall mit dem in Aussicht genommenen Rechtsanwalt ein Gespräch führen. Auch Reisekosten wären zu ersetzen, wenn andere Kollegen, welche räumlich näher ihren Sitz haben, nicht die nötige Spezialexpertise haben.

Unter Zugrundelegung der Rechtsprechung sollte sicherheitshalber sowohl die Fachkompetenz des ausgewählten Sachverständigen für das Rechtsgebiet als auch das in Aussicht genommene Honorar mit enthalten sein. 

Außerdem sollte mit aufgenommen werden, dass die Beratung nicht kostengünstiger (z.B. durch die KAB oder bei der DiAG angestellte Juristen) durchgeführt werden kann. Insoweit sollte sicherheitshalber vorher dort nachgefragt werden.

Es gibt einen anderen Entwurf, in dem noch mit aufgenommen wurde, dass im Ablehnungsfall die Beauftragung vor dem kirchlichen Arbeitsgericht eingeklagt werden würde und bei Scheitern der Verhandlungen auch ein Einigungsstellenverfahren angestrengt werden wird.  Dieser Teil ist in diesem Muster nicht enthalten. 

Für jeden möglicherweise erforderlichen weiteren Schritt (Durchsetzung des externen Sachverständigen vor dem KAG und Durchführung eines Einigungsstellenverfahrens) ist in jedem Fall ein weiterer Beschluss durch die MAV erforderlich.


